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Antrag          Speyer, den 13.01.2011 

- Bürgerhaushalt für Speyer - 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

wir bitten, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Stadtratssitzung zu setzen:  

  

Der Stadtrat möge beschließen, die Verwaltungsspitze zu beauftragen: 

1. eine Arbeitsgruppe zum Thema Bürgerhaushalt der Stadt Speyer zu bilden. Sie soll 

aus Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen, der Verwaltung und 

schachkundigen Bürgerinnen und Bürgern bestehen. Die Arbeitsgruppe soll 

Erfahrungen aus bereits durchgeführten Modellprojekten („Stadt“- oder kommunale 

Bürgerhaushalte) analysieren, auszuwerten und nutzbar machen.  

2. Die Arbeitsgruppe legt dem Stadtrat bis Mitte 2011 einen Ablaufvorschlag für die 

Einführung eines städtischen Bürgerhaushaltes ab dem Haushaltsjahr 2012 vor. 

3. Aus dem Entwurf des Haushaltsplanes 2011 ist eine lesbare (bürgerfreundliche und 

auch internetfähige) Kurzform mit Befragungsteil zu erarbeiten und den Speyerern 

Bürgern zugänglich machen.  

 

Begründung:  

In zahlreichen Kommunen werden die Bürgerinnen und Bürger bereits in die Beratung der 

kommunalen Haushalte einbezogen. Dabei wurden für diese direkte Art der Bürgerbeteiligung 

verschiedene Vorgehensweisen gewählt. Gemeinsam ist allen Formen von Bürgerhaushalten, dass 

1.) eine nachvollziehbare Information für die Bürgerschaft über die Schwerpunkte des Haushaltes, die 

Schulden und rechtlichen Verpflichtungen sowie vorhandene Spielräume erfolgen muss, dass 2.) eine 

Sammlung von Vorschlägen und Schwerpunktsetzungen der Bürgerschaft (mittels Versammlungen, 

Delegiertenräten, Fragebögen, Internet etc.) in unterschiedlichem Ausmaß in den Haushaltsbeschluss 

der Gemeindevertretung einfließen und 3.) eine Rechenschaftslegung der Kommunalverwaltung über 

die Umsetzung der Bürgervoten erfolgen muss.  

 

Durch die stärkere Beteiligung der Bevölkerung an kommunalen Entscheidungsprozessen bieten 

Bürgerhaushalte so gerade in Zeiten der Politikverdrossenheit und knapper Kassen die Chance, die 



Akzeptanz der Mittelvergabe bei den Bürgerinnen und Bürgern zu erhöhen, Verständnis für die 

Situation der Stadt zu wecken und die Haushaltstransparenz zu erhöhen. Dabei ist entscheidend, die 

Bürgerinnen und Bürger als den eigentlichen Souverän der Stadt ernst zu nehmen. Der 

Bürgerhaushalt ersetzt dabei den Haushaltsbeschluss der gewählten Ratsmitglieder nicht, stellt 

gleichzeitig jedoch eine wichtige Ergänzung der parlamentarischen Demokratie dar. 

 

Die Ergebnisse der Versuche in vielen Städten zeigen, dass das gemeinsame Wirken von gewählten 

Gemeindevertretern, Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern am Haushalt zu mehr Transparenz 

von Verwaltungshandeln und mehr gegenseitiger Achtung und Anerkennung führen.  

 

Die Möglichkeit der Beteiligung an der Aufstellung eines Bürgerhaushaltens eröffnet ferner auch die 

Chancen, die Bürgerinnen und Bürger stärker an die politische Arbeit und Verantwortlichkeit innerhalb 

eines Gemeinwesens heranzuführen und zu binden. Schließlich besteht über die erweiterte 

Öffentlichkeit bei der Erstellung des Bürgerhaushaltes, aber auch in der verstärkten Nachbereitung 

und Öffentlichkeitsinformation eine erhöhte Kontrolle, durch die Mittelverschwendung entgegengewirkt 

werden kann.  

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Dr. Markus Wintterle 

Fraktionsvorsitzender 
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